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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

29.01.2001 

Geschäftszahl 

99/10/0132 

Rechtssatz 

Ob den Feststellungen der belangten Behörde in einem Verfahren zur Erteilung eines naturschutzbehördlichen 
Entfernungsauftrages in Wahrheit nicht das Gutachten des beigezogenen Amtssachverständigen, sondern das 
von der Beschwerdeführerin vorgelegte Privatgutachten zu Grunde liegt, ist abgesehen davon, dass die 
behördlichen Feststellungen in den von der Behörde eingeholten Gutachten eine Grundlage finden, nicht 
relevant. Selbst wenn sich die belangte Behörde ausschließlich auf das von der Beschwerdeführerin vorgelegte 
Privatgutachten gestützt hätte, wäre dieser Umstand für sich alleine nicht geeignet, die Beschwerdeführerin in 
ihren Rechten zu verletzen. 


